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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr von Olivenöl 
vom Libanon 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 8 des Anhangs I des Abkommens zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
dem Libanon ist für die Einfuhr von Olivenöl der 
Tarifstelle 15.07 A II des Gemeinsamen Zolltarifs, 
das vollständig im Libanon gewonnen und unmittel- 
bar von diesem Land in die Gemeinschaft befördert 
wird, eine Sonderregelung getroffen worden, zu der 
Durchführungsbestimmungen erlassen werden müs- 
sen. 

Unter der Voraussetzung, daß der Libanon eine 
Sonderausfuhrabgabe erhebt, sieht diese Sonder- 
regelung einen pauschalen Abschlag von 0,50 RE/ 
100 kg von der auf diese Öle zu erhebenden Ab- 
schöpfung vor, ferner eine Verringerung dieser Ab- 
schöpfung um einen Betrag in Höhe der Sonderab- 
gabe, höchstens jedoch um 4 RE/ 100 kg. 

Es ist vorzuschreiben, daß entsprechend den Vor- 
schriften des Abkommens die besondere Ausfuhrab- 
gabe bei der Einfuhr in die Gemeinschaft auf den 
ölpreis aufgeschlagen wird - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Wenn der Libanon eine besondere Ausfuhrabgabe 
auf nicht raffiniertes Olivenöl der Tarifstelle 15.07 


A II des Gemeinsamen Zolltarifs erhebt, das voll- 
ständig im Libanon gewonnen und unmittelbar von 
diesem Land in die Gemeinschaft befördert wird, so 
wird bei der Einfuhr in die Gemeinschaft der Ab- 
schöpfungsbetrag nach Artikel 13 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG angewandt, verringert um 

— 0,50 RE/100 kg und 

— einen Betrag in Höhe der vom Libanon für dieses 
Öl erhobenen besonderen Ausfuhrabgabe, höch- 
stens jedoch um 4 RE/100 kg. 

Artikel 2 

Die Regelung des Artikels 1 gilt für alle Einfuhren, 
für die der Importeur den Nachweis erbringt, daß 
die in Artikel 1 erwähnte besondere Ausfuhrabgabe 
auf den Einfuhrpreis aufgeschlagen wurde. 

Artikel 3 

Wenn der Libanon keine besondere Ausfuhrabgabe 
erhebt, wird bei der Einfuhr des in Artikel 1 bezeich- 
neten Olivenöls in die Gemeinschaft die nach Arti- 
kel 13 der Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates 
berechnete Abschöpfung abzüglich 0,50 RE/100 kg 
erhoben. 

Artikel 4 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung und insbesondere zu Artikel 2 werden nach 
dem Verfahren des Artikels 38 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG erlassen. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


1. Artikel 8 des Anhangs 1 des Abkommens zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Libanon sieht eine Sonderregelung für 
die Einfuhr von nicht raffiniertem Olivenöl der 
Tarif stelle 15.07 A II in die Gemeinschaft vor. 

2. Diese Regelung ist die gleiche, die für Tunesien 
und Marokko vorgesehen worden ist. Folglich 


sind auch die Anwendungsregelungen die glei- 
chen (schriftliches Verfahren Nr. 421/73). 

Finanzielle Auswirkungen 

In Anbetracht des geringfügigen Volumens der Ein- 
fuhren von Olivenöl aus dem Libanon in die Ge- 
meinschaft, kann auch die finanzielle Auswirkung 
des vorliegenden Vorschlages als geringfügig an- 
gesehen werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
16. März 1973 - 1/4 (IV/ 1 ) - 680 70 - E - 01 22/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. Februar 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Soziaiausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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